
Holz, Franziska; Baron, Charlotte; Kemfert, Claudia

Article

US-Wahlen 2024: Weder Trump noch Harris würden für
ausreichend Klimaschutz sorgen

DIW aktuell, No. 97

Provided in Cooperation with:
German Institute for Economic Research (DIW Berlin)

Suggested Citation: Holz, Franziska; Baron, Charlotte; Kemfert, Claudia (2024) : US-Wahlen 2024:
Weder Trump noch Harris würden für ausreichend Klimaschutz sorgen, DIW aktuell, No. 97,
Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/306489

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/306489
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


 

Nr. 97 — 31. Oktober 2024 

US-Wahlen 2024:  
Weder Trump noch Harris würden  

für ausreichend Klimaschutz sorgen 
Von Franziska Holz, Charlotte Baron und Claudia Kemfert 

Am 5. November 2024 haben die US-Amerikaner*innen die Wahl zwischen der demokratischen Prä-
sidentschaftskandidatin Kamala Harris und dem republikanischen Kandidaten Donald Trump. Beide 
unterscheiden sich auch in Fragen der Energie-, Umwelt- und Klimapolitik stark. Diese Politikfelder 
wurden im bisherigen Wahlkampf kaum beachtet, die entsprechenden Positionen von Harris und 
Trump sind der breiten Öffentlichkeit bisher wenig bekannt. Daher beleuchtet dieses DIW aktuell 
einige der wichtigsten Aspekte und gibt einen Ausblick, was unter einer Präsidentin Harris bezie-
hungsweise einem Präsidenten Trump zu erwarten wäre. In jedem Fall muss damit gerechnet wer-
den, dass die USA auch in den nächsten Jahren ihre starke fossile Energieproduktion aufrechterhal-
ten werden. Eine beschleunigte Dekarbonisierung ist nicht zu erwarten, obwohl die Klimaziele – 
denen die USA (derzeit noch) verpflichtet sind – ohne deutliche Emissionsminderungen nicht er-
reicht werden können.  

Klima- und Umweltthemen spielen im aktuellen Präsidentschaftswahlkampf der USA kaum eine Rolle 
– trotz Naturkatastrophen wie Hurrikan „Milton“, der im Spätsommer 2024 über Florida hinwegfegte. 
Klimapolitik zu thematisieren, gilt insbesondere für die Demokratische Partei als riskant. Mit einem 
klaren Bekenntnis zur Drosselung der fossilen Energieproduktion würden sie wohl Wähler*innen in 
Bundesstaaten mit starker Abhängigkeit von der Kohle-, Öl-, oder Gasförderung verärgern. Eine ein-
deutige Abkehr von Klimazielen könnte sie wiederum Wähler*innenstimmen bei jungen Menschen 
kosten. Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass im Wahlprogramm der Demokraten bei Umweltthe-
men nur bisherige Erfolge gefeiert, aber keine neuen Ziele aufgestellt werden.1  

Auch der Kandidat Donald Trump äußert sich nur wenig und teilweise widersprüchlich zu diesen 
Themen. Von ihm nimmt die Öffentlichkeit insbesondere seine „Drill, baby, drill“-Rhetorik einer un-
eingeschränkten Steigerung der fossilen Energieförderung wahr. Mehr Details finden sich im umfang-
reichen ultra-konservativen Strategiedokument „Project 2025“, das als Wahlprogramm für die mögli-
che zweite Amtszeit von Trump gelten kann.2 Dennoch bekennen sich auch republikanische Bundes-
staaten zum Klimaschutz und haben von der industriepolitischen Förderung umweltfreundlicher 
Technologien in der aktuellen Legislaturperiode überproportional profitiert.  

 
1 Democratic Party Platform (online verfügbar, zuletzt abgerufen am 24. Oktober 2024. Dies gilt für alle Onlinequellen dieses Be-
richts, sofern nicht anders vermerkt). 
2 „Mandate for leadership. The conservative promise“ (online verfügbar).  

https://democrats.org/wp-content/uploads/2024/09/2024_Democratic_Party_Platform_8a2cf8.pdf
https://www.project2025.org/playbook/
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Die USA bestreiten traditionell einen Großteil ihres Energieverbrauchs aus eigener Förderung und 
sind somit recht autark. Zwar wurden erneuerbare Energien in den vergangenen Jahren ausgebaut, 
allerdings ist die fossile Energieproduktion im Gegenzug nicht gesunken, sondern im Zuge des Booms 
von Schiefergas und -öl sogar gestiegen (Abbildung 1). Der Anteil aller erneuerbaren Energien (Wind, 
Solar, Wasserkraft) an der US-amerikanischen Energieerzeugung ist seit 1990 von 5,6 auf 8,2 Prozent 
gestiegen. Gleichzeitig hat Kohle an Bedeutung verloren, die noch bis Mitte der 2000er Jahre der 
wichtigste Energieträger war, nun aber nur noch rund 11,5 Prozent der Primärenergieerzeugung aus-
macht. Auch während der Präsidentschaft Trumps (Januar 2017 bis Januar 2021) wurde der Abwärts-
trend der Kohleförderung nicht aufgehalten. Erdgas und Öl hatten 2005 noch einen Anteil von 27,5 
beziehungsweise 20 Prozent an der Primärenergieerzeugung, liegen mittlerweile (2023) aber schon 
bei 38 beziehungsweise 34 Prozent, Tendenz steigend. Somit haben die Anstiege in der Öl- und Gas-
produktion den Rückgang der Kohle mehr als kompensiert. Fossile Energien haben damit derzeit ei-
nen Anteil von 84 Prozent an der US-amerikanischen Energieerzeugung.  

Abbildung 1 

Primärenergieerzeugung in den USA 
In Billiarden Btu (British thermal units) bzw. Millionen GWh (Gigawattstunden) 

 

Anmerkung: Unter „Rohöl“ sind Crude oil und NGPL (Natural Gas Plant Liquids) zusammengefasst. 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Daten von EIA (2024): Monthly Energy Review April 2024 (online verfügbar). 

© DIW Berlin 2024 

 
Während der zu Ende gehenden Präsidentschaft von Joe Biden seit 2021 wurden große Investitions-
programme wie der „Inflation Reduction Act“ (IRA) und der „Infrastructure Investment and Jobs 
Act“ (IIJA)3 beschlossen. Beide Gesetze sehen umfangreiche staatliche Ausgaben in Form von öffent-
lichen Investitionen, Steuererleichterungen und Krediten vor, die insgesamt mehr als eine Billion US-
Dollar betragen könnten.4 Diese fließen in alle Infrastruktursektoren und sollen den klimafreundli-
chen Umbau der Wirtschaft fördern. Im Energiebereich werden beispielsweise der Ausbau 

 
3 Der „Infrastructure Investment and Jobs Act“ (IIJA) ist auch unter der Bezeichnung überparteiliches Infrastruktur-Gesetz (Biparti-
san Infrastructure Law, BIL) bekannt (online verfügbar). Er wurde Ende 2021 verabschiedet. 
4 Siehe unter anderem Penn Wharton (2023): Update: Budgetary Cost of Climate and energy provisions in the Inflation Reduction 
Act (online verfügbar). 
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Fossile Energieproduktion in den USA auf dem Vormarsch  

https://www.eia.gov/totalenergy/data/monthly/archive/00352404.pdf
https://www.govinfo.gov/content/pkg/COMPS-16776/uslm/COMPS-16776.xml
https://budgetmodel.wharton.upenn.edu/estimates/2023/4/27/update-cost-climate-and-energy-inflation-reduction-act
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erneuerbarer Energien, die Elektromobilität, Batterieherstellung, die Wasserstofferzeugung sowie 
Technologien für Carbon Capture & Storage (CCS) gefördert.  

Umweltschutz wird in den USA nicht nur auf nationaler Ebene, sondern auch von den Bundesstaaten 
betrieben. Einzelne Bundesstaaten und Städte waren auch während der Präsidentschaft Trumps mit 
progressiver Umwelt- und Klimaschutzpolitik vorangegangen. Insbesondere Kalifornien hat bereits 
seit den 1970er Jahren eine Vorreiterrolle für den Umweltschutz in den USA. Unter seiner Führung 
haben mehrere Bundesstaaten strengere Umweltstandards zum Beispiel zu Emissionen von Kraftfahr-
zeugen festgelegt.5 Außerdem haben Kalifornien, Massachusetts, Oregon, Washington sowie ein Zu-
sammenschluss aus elf Ostküstenstaaten unterschiedliche Emissionshandelssysteme implementiert.  

Unter Harris wäre im Großen und Ganzen mit einer Fortführung der bisherigen Politik Bidens zu 
rechnen. Der IRA würde bestehen bleiben und bisher geplante Gelder ausgegeben werden. Harris‘ Po-
litikstil in Klimafragen würde voraussichtlich stark von positiven Anreizen und weniger von Verboten 
und der Bepreisung von Externalitäten geprägt sein. Dabei fehlen allerdings wichtige politische In-
strumente, die für effektiven Klimaschutz nötig wären, wie ein nationales Emissionshandelssystem.  

Unter Harris‘ Präsidentschaft könnten jedoch einige klimapolitische Projekte aus Bidens Amtszeit, die 
noch in der Planung sind, umgesetzt werden. Dazu gehören eine Bepreisung von Methanemissionen 
der Öl- und Erdgasproduktion sowie Emissionsgrenzen für bestehende Gaskraftwerke. Die Methan-
bepreisung (Waste Emissions Charge) ist Teil des Programms zur Reduzierung von Methanemissio-
nen, das im Rahmen des IRA beschlossen wurde. Laut dem aktuellen Entwurf der Bundesumweltbe-
hörde (EPA) soll für Methanemissionen von Öl- und Gasförderanlagen, die über einem Schwellenwert 
liegen, ein Preis von zunächst 900 US-Dollar pro Tonne Methan fällig werden, der in den folgenden 
Jahren steigen würde. 6  Die Bepreisung von Methanemissionen wäre ein Paradigmenwechsel, der 
selbst in Europa (noch) nicht stattgefunden hat. 

Während Harris sich 2019 noch für ein Verbot von Fracking auf öffentlichem Land ausgesprochen 
hatte, distanziert sie sich inzwischen von dieser Forderung. Gründe dafür könnten die Energiekrise, 
aber auch die Bedeutung von Fracking für die Wirtschaft in den für den Ausgang der Wahl entschei-
denden Swing States wie Pennsylvania sein. Auf der anderen Seite wurden unter Präsident Biden die 
bis dahin sehr niedrigen Fördergebühren für Gas- und Ölförderprojekte auf öffentlichem Land erhöht. 
Außerdem verspricht das demokratische Wahlprogramm, Öl- und Gassubventionen zu streichen. 

Unklar bleibt, ob und wie die Genehmigung weiterer LNG-Terminals unter einer Präsidentin Harris 
voranschreiten würde. Präsident Biden verhängte im Januar 2024 ein Moratorium, um eine Neube-
wertung des Klimaeffekts der US-Exporte vornehmen zu lassen. Diese Regelung, die die Genehmi-
gungsprozesse weiterer LNG-Terminals vorerst aussetzte, wurde nach einer Klage von 16 (republika-
nischen) Bundesstaaten von einem Gericht zurückgenommen.7 Die Gerichtsentscheidung verpflichtet 
das Energieministerium zwar, die Genehmigungsprozesse weiterzuführen, zwingt es aber nicht zu ei-
ner Genehmigung. 

Die Treibhausgasemissionen könnten durch den IRA bis 2030 um 32 bis 42 Prozent im Vergleich zu 
2005 sinken.8 Ohne den IRA würde die Reduktion nur 24 bis 35 Prozent betragen. Modellberechnun-
gen für den 6. Sachstandsbericht des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) zeigen je-
doch, dass für das Erreichen des 1,5- und selbst des Zwei-Grad-Ziels deutlich stärkere CO2-

 
5 Siehe auch IEA (2024): United States 2024. Energy Policy Review. International Energy Agency, 21 ff. (online verfügbar). 
6 Siehe Environmental Protection Agency. 
7 James Bikales (2024): Federal judge blocks Biden’s pause on LNG export permits. Politico (online verfügbar) 
8 John Larsen et al. (2022): A Turning Point for US Climate Progress: Assessing the Climate and Clean Energy Provisions in the Infla-
tion Reduction Act. Rhodium Group (online verfügbar). 

Pläne von Kandidatin Harris: Viel Zuckerbrot, wenig Peitsche 

Kein Rückgang der Fossilen zu erwarten 

https://www.iea.org/reports/united-states-2024
https://www.epa.gov/inflation-reduction-act/waste-emissions-charge#:%7E:text=The%20WEC%20starts%20at%20$900%20per
https://www.politico.com/news/2024/07/01/judge-blocks-biden-lng-pause-00166157
https://rhg.com/research/climate-clean-energy-inflation-reduction-act/
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Einsparungen notwendig wären (Abbildung 2). Diese müssten sofort einsetzen, was auch unter einer 
Präsidentin Harris nicht zu erwarten wäre. 

Abbildung 2 

Emissionsszenarien für die USA 
In Megatonnen CO2 pro Jahr 

 

Anmerkungen: Alle Szenarien basieren auf Berechnungen des Modells GCAM 5.3. Der Korridor des 1,5°C-Szenarios 
basiert auf den Maximal- und Minimalwerten aller C1-Szenarien, der Korridor des 2°C-Szenarios auf den Maximal- und 
Minimalwerten aller C3-Szenarien. „Business as usual“: Szenario C7: Begrenzung der Erwärmung auf 4°C (>50%) 
(R_BAU), „Bisherige Politikmaßnahmen“: Szenario C7: Begrenzung der Erwärmung auf 4°C (>50%) (NGFS2_Current 
Policies). 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Daten des IPCC (2023), 6. Sachstandsbericht (online verfügbar). 

© DIW Berlin 2024 

Eine zweite Amtszeit von Trump wäre vermutlich noch mehr als die erste davon geprägt, dass Um-
weltregulierung und Klimapolitik zurückgedrängt und Posten in Regierung, Energieministerium und 
Umweltbehörde mit Klimawandelleugner*innen besetzt werden. Im Plan des sogenannten „Project 
2025“ sind unter anderem detaillierte Vorhaben zum Verdrängen von Umweltregulierungen aufgelis-
tet.9 So soll die Ausnahmeregelung, die es den Bundesstaaten bisher erlaubt, die strengeren kaliforni-
schen Schadstoffnormen für Autos zu übernehmen, zurückgezogen werden. Außerdem soll sich die 
EPA bei der Entwicklung von Umweltstandards nur noch auf Studien beziehen dürfen, deren Daten 
öffentlich einsehbar sind. Da die Umweltstandards zu Luftverschmutzung häufig auf Studien mit pri-
vaten Gesundheitsdaten basieren, würden damit Regulierungen möglicherweise weniger streng aus- 
oder komplett wegfallen.10 

Gerade für die Rolle der internationalen Klimapolitik wäre eine zweite Präsidentschaft Trumps wohl 
verheerend. Wie schon 2019 würde Trump aus dem Pariser Klimaschutzabkommen aussteigen. Au-
ßerdem könnte er dieses Mal auch aus der UN-Klimarahmenkonvention (UNFCCC) aussteigen, was 
langfristigere Folgen hätte.11 Während Biden nach Trumps Präsidentschaft einfach mittels einer Ver-
ordnung dem Pariser Klimaabkommen wieder beitreten konnte, wäre ein Wiedereintritt in die UN-

 
9 Project 2025, a.a.O. 
10 Scott Waldman (2023): Conservatives have already written a climate plan for Trump’s second term. E&E News (online ver-
fügbar). 
11 Ben Lefebvre und Zack Colman (2024): Trump would withdraw US from Paris climate treaty again, campaign says. Politico 
(online verfügbar). 
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Pläne von Kandidat Trump: „Drill, baby, drill“ 

https://data.ece.iiasa.ac.at/ar6/#/workspaces
https://www.eenews.net/articles/battle-plan-how-the-far-right-would-dismantle-climate-programs/
https://www.eenews.net/articles/battle-plan-how-the-far-right-would-dismantle-climate-programs/
https://www.politico.com/news/2024/06/28/trump-paris-climate-treaty-withdrawal-again-00165903
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Klimarahmenkonvention nur mit Zustimmung des Senats möglich. Ein Austritt der USA aus dem UN-
FCCC würde bedeuten, dass die USA auf unbestimmte Zeit nicht an globalen Klimaverhandlungen 
teilnehmen würden und als wichtiger Geldgeber für die UNFCCC wegfielen. 

Trump hat mit Äußerungen wie „We will drill, baby, drill“ immer wieder deutlich gemacht, dass unter 
seiner Präsidentschaft die fossile Energieproduktion gestärkt und ausgebaut werden würde. Er will 
damit zwei Ziele erreichen: Einerseits soll der Ausbau zu möglichst niedrigen Energiepreisen führen, 
andererseits soll die sogenannte US-Energiedominanz („American energy dominance“) ausgebaut 
werden. Der Begriff der Energiedominanz wird sowohl von Trumps Wahlkampagne als auch dem 
„Project 2025“ immer wieder aufgegriffen. Sie beziehen sich auf die neue Rolle der USA als Energieex-
porteur. Seit den 1950er Jahren waren die USA Nettoimporteur, bis sie in Folge des Schiefergas- und 
Schieferölbooms 2019 wieder Energieexporteur wurden (Abbildung 3). 

Trump bezweckt mit dem starken Ausbau der heimischen Förderung fossiler Energien vor allem nied-
rigere Energiepreise und eine höhere Versorgungssicherheit. Es zeigt sich jedoch, dass eine stärkere 
Exportorientierung die Energiepreise in den USA eher steigen ließe, da sie sich dann an das internati-
onale Niveau anpassen würden. Zudem sind die Sorgen um Versorgungssicherheit („American energy 
security“) angesichts der immensen fossilen Vorkommen und Erneuerbaren-Potenziale in den USA 
unbegründet. 

Abbildung 3 

US-Nettoexporte von Primärenergie 
In Billiarden Btu (British thermal units) bzw. Millionen GWh (Gigawattstunden) 

 

Anmerkung: Unter „Rohöl“ sind Crude oil und NGPL (Natural Gas Plant Liquids) zusammengefasst. 
Quelle: Eigene Abbildung basierend auf Daten von EIA (2024): Monthly Energy Review April 2024 (online verfügbar). 

© DIW Berlin 2024 

Trump ist gegen den Ausbau erneuerbarer Energien und leugnet den weltweiten Rückgang der Kosten 
für Erneuerbare. Aufgrund der sinkenden Investitions- und Produktionskosten wird der Ausbau der 
erneuerbaren Energien (Abbildung 1) aber auch unter Trump nicht stoppen. Allerdings sieht das „Pro-
ject 2025“ für Trumps Präsidentschaft vor, den Ausbau des Stromnetzes nicht mehr zu priorisieren 
und die Zuständigkeit der entsprechenden Abteilung im Energieministerium (Grid Deployment Office) 
auf Netzsicherheit statt Netzausbau zu verengen. Damit bliebe der Ausbau der Erneuerbaren-Erzeu-
gung insbesondere in Bundesstaaten mit hohem fossilem Anteil eine Herausforderung. 
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https://www.eia.gov/totalenergy/data/monthly/archive/00352404.pdf


DIW aktuell Nr. 97 
 

 6 

Obwohl Trump angekündigt hat, die Ausgaben im Rahmen des IRA zu stoppen, den er als „giganti-
sches sozialistisches Gesetz“ („mammoth socialist bill“) bezeichnete, ist eine vollständige Rücknahme 
des IRA eher unwahrscheinlich. Einerseits stehen institutionelle Gründe dagegen, weil eine Mehrheit 
im Repräsentantenhaus und Senat notwendig wäre, andererseits taktische Gründe: Von den Investiti-
onen des IRA profitieren vor allem republikanische Staaten und die sogenannten Swing States (Abbil-
dung 4). Diese Subventionen komplett zu streichen, würde also Trumps eigener Wählerschaft am 
meisten schaden. Wahrscheinlicher ist, dass Trump die Bedingungen für Investitionen und Steuerer-
leichterungen aus dem IRA so aufweicht, dass auch fossile Technologien davon profitieren können, 
was den Lenkungseffekt des IRA reduzieren würde. 

Abbildung 4 

Durchschnittliche Pro-Kopf-Investitionen in Erneuerbare Energien 
In US-Dollar 

 

Anmerkungen: Die Daten umfassen den Zeitraum vom dritten Quartal 2022 bis zum zweiten Quartal 2024.  
Als Swing-States definiert sind solche Bundesstaaten, die bei der Präsidentschaftswahl 2020 mit einem Vorsprung von 
drei Prozent oder weniger gewonnen wurden. Dabei handelt es sich um Arizona, Georgia, Michigan, Nevada, North 
Carolina, Pennsylvania und Wisconsin.  
Als demokratische Bundesstaaten definiert sind California, Colorado, Connecticut, District of Columbia, Delaware, 
Hawaii, Illinois, Maine, Maryland, Massachusetts, Minnesota, New Hampshire, New Jersey, New Mexico, New York, 
Oregon, Rhode Island, Vermont, Virginia und Washington.  
Als republikanische Bundesstaaten definiert sind: Alabama, Alaska, Arkansas, Florida, Idaho, Indiana, Iowa, Kansas, 
Kentucky, Louisiana, Mississippi, Missouri, Montana, Nebraska, North Dakota, Ohio, Oklahoma, South Carolina, South 
Dakota, Tennessee, Texas, Utah, West Virginia und Wyoming. 
Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Daten von Bermel et al. (2024): Clean Investment Monitor: Tallying the Two-
Year Impact of the Inflation Reduction Act (online verfügbar). 

© DIW Berlin 2024 

Sowohl der diesjährige Präsidentschaftswahlkampf als auch das generelle politische Klima in den USA 
sind stark vom Thema Lebenshaltungskosten („Cost of living crisis“) und Energiepreise geprägt. Die 
Energiepreise sind in den USA im Vergleich zu Europa traditionell niedrig, aber seit 2021 auch dort 
gestiegen und volatiler als in den Jahren davor. Beide Parteien beanspruchen für sich, Lösungen zur 
Senkung der Energiepreise zu haben: Trump mit dem Ausbau der Fossilen, Harris mit dem Ausbau 
der Erneuerbaren, bei gleichzeitig unausgesprochener Steigerung der fossilen Energieproduktion. Das 
Versprechen hinter beiden Strategien ist, dass eine hohe einheimische Energieerzeugung die USA un-
abhängig macht von geopolitischen Konflikten und niedrige Energiepreise garantiert.  
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Fazit: Ausreichender Klimaschutz weder unter Harris noch Trump zu erwarten 

https://cdn.prod.website-files.com/64e31ae6c5fd44b10ff405a7/66b2bf45bd0dd034beefb5bd_Clean%20Investment%20Monitor_Tallying%20the%20Two-Year%20Impact%20of%20the%20Inflation%20Reduction%20Act.pdf
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Weder unter einer US-Präsidentin Harris noch unter einem Präsidenten Trump ist ausreichender Kli-
maschutz zu erwarten. Auch nach Bidens Amtszeit, dessen Kurs Harris aller Wahrscheinlichkeit wei-
terfahren würde, sind die aktuellen Emissionstrends der USA noch zu weit von dem entfernt, was 
notwendig wäre, um die Erderwärmung auf 1,5 oder zwei Grad Celsius zu begrenzen. Bestenfalls wären 
kleine Fortschritte, wie die Kontrolle und Bepreisung von Methanemissionen, zu erwarten. Schlimms-
tenfalls droht ein komplettes Rückdrehen von Umwelt- und Klimapolitik auf Bundesebene. 
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